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Die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des
Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 16. Dezember 2004 wird als unzulÃ¤ssig
verworfen. Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Der KlÃ¤ger nimmt als Betreiber eines hÃ¤uslichen Pflegedienstes am
Umlageverfahren nach dem Lohnfortzahlungsgesetz (LFZG) teil. Wegen
Schwangerschaft einer Arbeitnehmerin erhielt er anteilig das im Zeitraum der
BeschÃ¤ftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz (MuSchG) laufend gezahlte
Arbeitsentgelt und den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld erstattet. Mit seinem
Begehren, auch das im November 1998 gezahlte Weihnachtsgeld erstattet zu
erhalten, hat der KlÃ¤ger in den Vorinstanzen keinen Erfolg gehabt. Das
Landessozialgericht (LSG) hat ua ausgefÃ¼hrt, die Erstattungspflicht nach Â§ 10
Abs 1 Satz 1 LFZG beziehe sich nur auf den nach Â§ 14 Abs 1 MuSchG gezahlten
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld (Nr 2) und das nach Â§ 11 MuSchG bei
BeschÃ¤ftigungsverboten gezahlte Arbeitsentgelt. Das vom KlÃ¤ger gezahlte
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Weihnachtsgeld sei bei diesen Zuwendungen aber nicht zu berÃ¼cksichtigen,
sondern nach dem Inhalt des Arbeitsvertrags unabhÃ¤ngig von
BeschÃ¤ftigungsverboten ungekÃ¼rzt zu zahlen gewesen. Der vom KlÃ¤ger als
Arbeitgeber zu zahlende Zuschuss zum Mutterschaftsgeld sei gemÃ¤Ã� Â§ 14 Abs 1
Satz 1 MuSchG in der hier maÃ�geblichen Fassung vom 17. Januar 1997 in HÃ¶he
des Unterschiedsbetrags zwischen 25 DM und dem um die gesetzlichen AbzÃ¼ge
verminderten durchschnittlichen kalendertÃ¤glichen Arbeitsentgelt zu zahlen
gewesen. Bei der Berechnung des kalendertÃ¤glichen Arbeitsentgelts sei gemÃ¤Ã�
Satz 4 der Norm einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (Â§ 23a des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB IV)) auÃ�er Betracht zu lassen gewesen, wozu auch das
Weihnachtsgeld zÃ¤hle. Etwas anderes folge auch nicht aus dem Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 24. Mai 2000 (BVerfGE 102, 127 = SozR
3-2400 Â§ 23a Nr 1), weil es die Fortgeltung des Â§ 23a SGB IV lÃ¤ngstens bis zum
30. Juni 2001 zugelassen habe und eine Ã�nderung der Leistungen an die
Arbeitnehmerin nicht in Betracht komme (Urteil vom 16. Dezember 2004).

Mit seiner Beschwerde wendet sich der KlÃ¤ger gegen die Nichtzulassung der
Revision im LSG-Urteil. Er macht die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Sache geltend.

II

Die Beschwerde ist unzulÃ¤ssig und daher gemÃ¤Ã� Â§ 160a Abs 4 Satz 2 iVm Â§
169 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zu verwerfen. Ihre BegrÃ¼ndung entspricht
nicht den aus Â§ 160a Abs 2 Satz 3 abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung
des geltend gemachten Revisionszulassungsgrundes nach Â§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG.

Soll die Revision nach Â§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung
der Rechtssache zugelassen werden, muss in der BeschwerdebegrÃ¼ndung die
grundsÃ¤tzliche Bedeutung dargelegt werden (Â§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Hierzu
ist es nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)
erforderlich, eine Rechtsfrage klar zu formulieren und aufzuzeigen, dass sie Ã¼ber
den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt, und dass die Rechtsfrage
klÃ¤rungsbedÃ¼rftig sowie klÃ¤rungsfÃ¤hig ist, dh sie im Falle der Zulassung der
Revision entscheidungserheblich wÃ¤re (vgl Senat, Beschluss vom 28. Februar 2005
â�� B 1 KR 6/04 B; BSG SozR 3-1500 Â§ 160a Nr 21 S 38; BSG SozR 3-4100 Â§ 111
Nr 1 S 2 f; BSG SozR 3-2500 Â§ 240 Nr 33 S 151 f mwN). Die Beschwerde formuliert
die Rechtsfrage, ob es verfassungsgemÃ¤Ã� ist, von einmalig gezahltem
Arbeitsentgelt wie vorliegend Weihnachtsgeld die Umlagen entsprechend dem
Umlageverfahren nach dem LFZG zu erheben, andererseits dem Arbeitgeber, der
die Umlagen bezahlt hat, einen Erstattungsanspruch nach Â§ 10 Abs 1 LFZG zu
versagen. Auch wenn man insoweit von einer grundsÃ¤tzlich bedeutsamen
Rechtsfrage ausgeht, zumal die Beschwerde den verfassungsrechtlichen
PrÃ¼fmaÃ�stab â�� Gleichheitssatz gemÃ¤Ã� Art 3 Abs 1 Grundgesetz (GG) â��
benannt hat, fehlt es an hinreichenden Darlegungen dazu, dass die Rechtsfrage
klÃ¤rungsbedÃ¼rftig und klÃ¤rungsfÃ¤hig ist. Dazu bestand besonderer Anlass,
weil nach der Rechtsprechung des BVerfG, die das LSG zutreffend zitiert hat
(BVerfGE 102, 127), die Fortgeltung des Â§ 23a SGB IV bis lÃ¤ngstens zum 30. Juni
2001 hinzunehmen ist und nicht ohne weiteres ersichtlich ist, wieso auch bei einem
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VerstoÃ� der angegriffenen Regelung gegen den Gleichheitssatz fÃ¼r die
Erstattungs- und Umlagepflicht nach dem LFZG etwas anderes gelten sollte.
ZusÃ¤tzlich hÃ¤tte sich die Beschwerde auch mit der bisherigen Rechtsprechung
des Senats zu den eingeschrÃ¤nkten Folgen eines VerstoÃ�es des LFZG gegen Art 3
Abs 1 GG auseinandersetzen mÃ¼ssen, die die Vorinstanzen zutreffend zitiert
haben (Urteil vom 15. April 1997 â�� 1 RK 13/96 = SozR 3-7860 Â§ 10 Nr 5 S 18,
23), und darlegen mÃ¼ssen, dass dieser Rechtsprechung in nicht unerheblichem
Umfange widersprochen worden ist oder dass mit Blick auf andere besondere
UmstÃ¤nde erneuter KlÃ¤rungsbedarf besteht (vgl Senat, Beschluss vom 17. MÃ¤rz
2005, B 1 KR 83/04 B; BSG SozR 3-1500 Â§ 160a Nr 21 S 38 mwN). Daran fehlt es.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.

Erstellt am: 01.02.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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